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392. Bundesgesetz: Abänderung des Versammlungsgesetzes 1953
393. Bundesgesetz: Verschiebung des Hauptfeststellungszeitpunktes der Einheitswerte

3 9 2 . Bundesgesetz vom 23. Oktober
1968, mit dem das Versammlungsgesetz 1953

abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Versammlungsgesetz 1953, BGBl. Nr. 98,
in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 69/
1965 wird wie folgt abgeändert:

1. Der § 2 erhält folgende Fassung:

„§ 2. (1) Wer eine Volksversammlung oder
überhaupt eine allgemein zugängliche Versamm-
lung ohne Beschränkung auf geladene Gäste ver-
anstalten will, muß dies wenigstens 24 Stunden
vor der beabsichtigten Abhaltung unter Angabe
des Zweckes, des Ortes und der Zeit der Ver-
sammlung der Behörde (§ 16) schriftlich anzeigen.
Die Anzeige muß spätestens 24 Stunden vor dem
Zeitpunkt der beabsichtigten Versammlung bei
der Behörde einlangen.

(2) Die Behörde hat auf Verlangen über die
Anzeige sofort eine Bescheinigung zu erteilen.
Die Anzeige unterliegt keiner Stempelgebühr."

2. Der § 7 erhält folgende Fassung:

„§ 7. Während der Nationalrat, der Bundes-
rat, die Bundesversammlung oder ein Landtag
versammelt ist, darf im Umkreis von 300 m von
ihrem Sitze keine Versammlung unter freiem
Himmel stattfinden."

3. Der § 9 erhält folgende Fassung:

„§ 9. An den im § 2 erwähnten Versammlun-
gen dürfen Bewaffnete nicht teilnehmen."

4. Der § 1.2 erhält folgende Fassung:

„§ 12. Der Behörde steht es frei, zu jeder Ver-
sammlung der im § 2 erwähnten Art einen, nach
Umständen auch mehrere Vertreter zu ent-
senden, denen ein angemessener Platz in der
Versammlung nach ihrer Wahl eingeräumt und
auf Verlangen Auskunft über die Person der
Antragsteller und Redner gegeben werden muß."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Inneres betraut.

Jonas
Klaus Soronics

3 9 3 . Bundesgesetz vom 23. Oktober
1968 über eine Verschiebung des Hauptfest-

stellungszeitpunktes der Einheitswerte

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die gemäß § 20 des Bewertungsgesetzes
1955, BGBl. Nr. 148, in Verbindung mit § 1 des
Bundesgesetzes vom 18. Juli 1962, BGBl.
Nr. 226, zum 1. Jänner 1969 vorgesehene Haupt-
feststellung der Einheitswerte ist

a) beim land- und forstwirtschaftlichen Ver-
mögen und bei den Betriebsgrundstücken,
die losgelöst von ihrer Zugehörigkeit zu
einem Betriebsvermögen einen land- und
forstwirtschaftlichen Betrieb bilden würden
(§ 60 Abs. 1 Z. 2 des Bewertungsgesetzes
1955), zum 1. Jänner 1970,

b) beim Grundvermögen und bei den Be-
triebsgrundstücken, die losgelöst von ihrer
Zugehörigkeit zu einem Betriebsvermögen
zum Grundvermögen gehören würden
(§ 60 Abs. 1 Z. 1 des Bewertungsgesetzes
1955), sowie bei den Gewerbeberechtigun-
gen zum 1. Jänner 1973

durchzuführen.

§ 2. (1) Die gemäß § 1 lit. a festgestellten Ein-
heitswerte werden erst mit 1. Jänner 1971, die
gemäß § 1 lit. b festgestellten Einheitswerte wer-
den erst mit 1. Jänner 1974 wirksam. Bis zu
diesen Zeitpunkten gelten die zum 1. Jänner
1963 festgestellten Einheitswerte, soweit nicht
beim Vorliegen der Voraussetzungen gemäß
§§ 21 und 22 des Bewertungsgesetzes 1955 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 145/1963
Fortschreibungen oder Nachfeststellungen durch-
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zuführen sind; beim Vorliegen der erwähnten
Voraussetzungen sind Fortschreibungen und
Nachfeststellungen auch zu den Hauptfeststel-
lungszeitpunkten gemäß § 1 lit. a und b durch-
zuführen.

(2) Die im Anschluß an die Hauptfeststellung
der Einheitswerte festzusetzenden Grundsteuer-
meßbeträge werden abweichend von § 20 Abs. 3
des Grundsteuergesetzes 1955, BGBl. Nr. 149,
erst mit den im ersten Satz des Abs. 1 genannten
Zeitpunkten wirksam. Bis zu diesen Zeitpunkten
gilt die bisherige Veranlagung, soweit nicht beim
Vorliegen der Voraussetzungen gemäß §§ 21
und 22 des Grundsteuergesetzes 1955 Fortschrei-
bungsveranlagungen oder Nachveranlagungen
durchzuführen sind; beim Vorliegen der erwähn-
ten Voraussetzungen sind Fortschreibungsveran-
lagungen und Nachveranlagungen der Grund-
steuermeßbeträge auch zu den Hauptfeststellungs-

zeitpunkten gemäß § 1 lit. a und b durchzu-
führen.

§ 3. Soweit bei der Bewertung von land- und
forstwirtschaftlichen Betrieben der Wert der
Wohngebäude nach den Vorschriften über die
Bewertung der bebauten Grundstücke zu ermit-
teln ist (§ 33 des Bewertungsgesetzes 1955 in der
Fassung der Bewertungsgesetz-Novelle 1965,
BGBl. Nr. 181, §§ 46 Abs. 5 und 49 Abs. 4 des
Bewertungsgesetzes 1955), sind bei der Haupt-
feststellung der Einheitswerte gemäß § 1 lit. a
die für die Bewertung der bebauten Grund-
stücke derzeit noch maßgebenden Wertverhält-
nisse vom 1. Jänner 1963 zugrunde zu legen.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Koren


